
TEXT (TEIL B) 
 

1 Art und Maß der baulichen Nutzung 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V. mit §§ 1 - 21a BauNVO) 
 
1.1 Gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO wird festgesetzt: Vergnügungsstätten (z.B. Spielhallen, 

Diskotheken, Tanzpaläste, Bars) und Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschafts-
personal sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter sind im Gewerbegebiet aus-
geschlossen. 

 
1.2 Gemäß § 1 Abs. 5 i.V.m. Abs. 9 BauNVO sind im Gewerbegebiet 

Einzelhandelsbetriebe ausgeschlossen. 
 
1.2.1 Ausnahmsweise sind Einzelhandelsbetriebe bis zu einer Größe von max. 300 m² 

Geschossfläche zulässig, wenn sie 
 - nicht mit Waren des täglichen Bedarfs handeln 
 - in einem unmittelbaren räumlichen und funktionalen Zusammenhang mit einem  

  Großhandels-, Produktions-, Dienstleistungs- oder Handwerksbetrieb stehen und  
 - diesem gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind. 
 
1.2.2 Eine Überschreitung der max. zulässigen Geschossfläche vom 300 m² für den Einzel-

handelsanteil kann darüber hinaus bis zu max. 1.200 m² Geschossfläche ausnahms-
weise zugelassen werden, wenn es sich um Gewerbebetriebe des Kfz-Handwerks, 
des holzver- oder holzbearbeitenden Bereichs einschl. Möbel oder des Bau- und 
Gartenbedarfs handelt; auf eine Unterordnung des Einzelhandelsanteils im Sinne der 
Ziffer 1.2.1, 3. Spiegelstrich kann in diesem Fall verzichtet werden. 

 
 

2 Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V. mit §§ 22 - 23 BauNVO) 
 
2.1 Abweichend von der offenen Bauweise sind in der abweichenden Bauweise auch 

Gebäude mit einer Länge von über 50 m zulässig. 
 
 

3 Höhenlage der baulichen Anlagen    (§ 9 Abs. 3 BauGB) 
 
3.1 Die Höhenlage des Erdgeschossfertigfußbodens darf nicht mehr als 50 cm über dem 

höchsten Punkt des zum Grundstück gehörenden Straßenabschnittes betragen. 
 
 

4 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 

Landschaft sowie Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 

Bepflanzungen 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25a BauGB) 
 
4.1 Für die Bepflanzung dürfen nur heimische, bodenständige Laubgehölze verwendet 

werden. 
 
4.2 Innerhalb der Flächen für Anpflanzungen sind nach Schaffung günstiger Wachstums-

bedingungen gemäß DIN 18915 zweireihige Gehölzpflanzungen anzulegen und 
dauerhaft zu erhalten. Hierbei sind Gehölze I. und II. Ordnung als verpflanzte Heister, 
80-100 cm hoch, Sträucher als verpflanzte Sträucher, 3 - 4 triebig, 60-100 cm hoch 
zu verwenden.  



 
4.3 Die in der Planzeichnung gekennzeichneten und als 'zu erhaltend' festgesetzten 

Knicks und Einzelbäume sind dauerhaft zu sichern. Pflegemaßnahmen an den 
Knicks sind im gesetzlichen Rahmen zulässig. 

 
4.4 Die Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 

Natur und Landschaft ist als Gras- und Staudenflur naturnah zu entwickeln. Sie darf 
max. 2 mal im Jahr ab dem 01. Juli gemäht werden. Das Ablagern von Boden und 
Material ist unzulässig. Die Fläche ist zu den Gewerbegebietsflächen durch einen 
stabilen, mindestens 1,50 m hohen Stabgitterzaun abzugrenzen.  

 
4.5 Innerhalb der Gewerbegebiete ist je angefangene 800 m² befestigter Grundstücks-

fläche ein Laubbaum zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Es sind standortgerech-
te mittel- bis großkronige Baum- arten mit einer Pflanzqualität Stammumfang mindes-
tens 16 cm zu verwenden. 

 
4.6 Fensterlose Fassaden sind je angefangene 40 m² mit einem Klettergehölz zu begrü-

nen. 
 
4.7 Die Fläche zur Erhaltung von Bäumen und Sträuchern entlang der Straße Hof 

Louisenlund ist zu den Gewerbegebietsflächen mit einem stabilen, mindestens 1,50 
m hohen Stabgitterzaun abzugrenzen. Der Zaun muss hierbei einen Abstand von 
mindestens 1,0 m zum Fuß des entwidmeten Knicks einhalten. 

 
4.8 Anstelle des in der Planzeichnung festgesetzten entwidmeten Knicks (Fläche zur 

Erhaltung von Bäumen und Sträuchern) entlang der Straße Hof Louisenlund ist je 
Grundstück auch eine Grundstückszufahrt in einer Breite von max. 8 m Breite 
zulässig. 

 
4.9 Zur Kompensation werden dem B-Plan Nr. 7 folgende Flächen zugeordnet: 
 - wird im weiteren Verfahren ergänzt.  
 
 

5 Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne 

des Bundes-Immissionsschutzgesetzes   (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 
 
 werden im weiteren Verfahren ergänzt. 
 
 

6 Baugestalterische Festsetzungen (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 84 LBO-SH) 

 
6.1 Dacheindeckung: 
 Das Anbringen von Solaranlagen ist zulässig.  
 


